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/' Az.: S 126 AS 8477;14 verkündet ar'l1 22. Februar 2016 

als Urkundsbeamter der Ge-
schäftsstelle 

Im Namen des Volkes 

I n dem Rechtsstreit 

, 

Proz.-Bev.: 
Rechtsanwalt Kay Füßlein, 
Scharnweberstr. 20, 10247 Berlin, 
- 119/13 -

gegen 

Jobcenter Berlin 

Urteil 

- Kläger-

- Beklagter -

. hat die 126. Kammer des Sozialgerichts Berlin auf die mündliche Verhandh.Jngam 22. Februar 

2016 den Richter S sowie die ehrenamtlichen Richter und 
fUr Recht erkannt: 

Der Beklagte wird unter entsprechender Aufhebung desaescheids vom 29. Ja-
nuar 2014 ,in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 6. März 2014 in der Fas-
sung des Änderungsbescheids vom 14. Mai 2014 sowie des Bescheids vom 25. 

, ,', ' 

Juli 2014 in Gestalt des Widerspruchsbescl1eids 12. September 2014 sowie 
unter entsprechender Aufhebung des Bescheids vom 14. Mai 2014 in Gestalt des 
Widerspruchsbescheids vom 18. 2014 ( ) verurteilt, dem 
Kläger Leistungen zur des Leben.sunterhalts nach dem 5GB n für den 
Zeitraum vom 1. März 2014 bis zum 28. Februar 2015 unter Berücksichtigung von 
Kosten der Unterkunft und Heizung in tatsächlicher Höhe von 545,06 Euro sowie 
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Aufwendungen des Klägers aus der Gasendabrechoung vom 18. März 2014 in: ' '- ,,\, 
;j -- ..... 

Höhe von 503,58 Euro als weitergehenden den MonalApriI201 .. 4 ·sowie 
Aufwendungen aus der Gasendabrechnung vom 6. Mai 2014 in Höhe von 1,96 
Euro ais weiteren Bedarf für den Monat Mai 2014 zu bewilligen. 

G 

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

Der Beklagte trägt die notwendigen außergerichtlichen Kosten des Klägers. 

Die Berufung wird zugelassen. 

Tatbestand 

Der Kläger begehrt höhere Leistungen der Unterkunft und Heizung für den Zeitraum März 
2014 bis Februar 2015 sowie die Übernahme einer Gasendabrechnung vom 18. März '2014 
für den Zeitraum 12. ·März 2013 bis 17. März 2014 sowie einer Gasendabrechnung vom 6. 
Mai 2014 für den Zeitraum vom 18. März 2013 bis 30. April 2014. 

Der geborene Kläger bewohnt seit dem Jahr 2005 große 
Wohnung mit Gasetagenheizung. Der Mietzins betrug zum April 2014 346,61 Euro nettokalt 
zzgl. Betriebskostenvorauszahlung in Höhe von 101,45 Euro und einer Heizkostenvorauszah-
lung in Höhe von 97 Euro pro Monat, insgesamt 545,06 Euro. Zudem zahlte der Kläger eine 
Stromkostenvorauszahlung in Höhe von 45 Euro pro Monat. 

Seit befindet sich der Kläger im Bezug von Leistungen nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB 11). 

Mit Bescheid vom bewilligte der Beklagte 'dem Kläger Leistungen für den 
Zeitraum September 2011 bis Februar 2012 (mit Ausnahme ), wobei Kosten für 
Unterkunft und Heizung in Höhe von 522,ß3 Euro berücksichtigt wurden. 

Mit Schreiben vom 6. Oktober 2011 wies der Beklagte den Kläger darauf hin, dass,seine da-
malige Bruttowarmmiete von 522,83 Euro den vom Beklagten für angemessen erachteten Be-
trag übefSteigen. Mit Schreiben vom 27. Oktober 2011 reagierte der Kläger auf das Schreiben 
vom 6. Oktober 2011 und teilte mit, dass er diese Wohnung mit Zustimmung des Beklagten 
Qezogen . habe und sich mühsam ein neues soziales Umfeld aufgebaut habe, die Miethöhe 
habe sich zudem kaum verändert, lediglich die Nebenkosten seien gestiegen. Mit Schreiben 
vom 3. November 2011 forderte der Beklagte den Kläger dazu auf, bis zum 31. Oktober 2012 
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seine Kosten der Unterkunft zu senken. 
f 

Mit Bescheid vom 15. August 2012 bewilligte der Beklagte Leistungen fürden Zeitraum Sep-
tember 2012 bis ; Februar.2013, wobei für .die Monate September und Kosten 
der Unterkunft und Heizung in Höhe von 525,83 Euro und für dieMohate November 2012 bis 
Februar 2012 nur noch Kosten der Unterkl,lnft und Heizung in Höhe von 437,80 Euro berück-
sichtigt wurden.; In der Folgezeit wurde nur noch der gesenkte Betr'ag berücksichtigt. 

Mit Bescheid vom 29. Januar 2014 bewilligte der Beklagte <;Jem Kläger Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nach dem 8GB 11 für den Zeitraum vom 1. März 2014 bis zum 31 . 
August 2014 unter SerCicksichtigung eines Regelbedarfs in Höhe von 391 EurO' und Kosten 
der Unterkunft und HeizJng in Höhe von 458,70 Euro. Abzüge oder Anrechnungen erfolgten 
nicht. Den hierg'egen eingelegten Widerspruch wies de'r Beklagte mit Widerspruchsbe'scheid 
. vom 6. März 2014 als unbegründet zurück. 

Unter dem 12. April 2014 beantragte der Kläger die Übernahme von. Kosten aus, Stromab-
rechnungen vom5. März2014inHöhe von insgesamt 101,79 Euro. Mit Bescheid vom,14. Mai 
201 lehnte der '. Beklagte den Antrag ab .. Mit Widerspruchsbescheid vom 18. Juni 2014 (W-
95594-03597/14) wies der Beklagte den hiergegen eingelegten Widerspruch als unbegründet 
zurück, da der Regelbedarf bereits die Aufwendungen für Elektroenergie enthalte und daher 
keine weiteren Zahlungen geschuldet seien. 

Unter dem 14. April 2014 beantragte der Kläger u.a. die Übernahme einer Forderung der GA-
SAG aus einer Rechnung vom 18. März 2014 in Höhe von '503,58 Euro (Fälligkeit , 3. April 
2014) für den Zeitraum 12: März 2013 bis 17. März 2014. Mit Bescheid vom '14. Mai 2014 
lehnte der Kläger die Übernahme ab. Mit Widerspruchsbescheid vom 18. Juni 2014 (W-
95504-04145/14) wies der Beklagte den hiergegen eingelegten Widerspruch als unbegründet 
zurück, Die Nachzahlung betreffe ausschließlich Nachzahlungen für den bereits abgesenkten 
'Zeitraum und könne daher nicht übernommen werden. 

Mit vom 14. Mai 2014 änderte der Beklagte die Bewilligung für die Mona-
" ' " . - , 

te März bis August 2014 dahingehend, dass nunmehr Bedarfe für . Unterkunft und Heizung in 
Höhe von 471,90 Euro (346,61 Euro nettokalt, 23,84 Euro Heizkosten und 101,45 Euro Be- " 
triebskosten) berücksichtigt werden. 

Mit Überpr"llfJ'ngsbescheid vom 4. '. Juni 2014 stellte der Beklagte ' fest, dass ' die ' beantragte 
Überprüfung der Bescheide aÖ dem Jahr 2011 in H'inblick auf die Berücksichtigung eines 
Mehrbedarfs für Warmwasser keine Beanstandungen habe. Den hiergegen iHngeleg-
ten Widerspruchvom10.Juni 2014 wies Beklagte mitWiderspruchsbescheidvom 23. Ju-
rii2014 (W-95504-03989/14) zurück. Der Kläger zahle monatlich 97 Euro Abschläge an die 
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GASAG, wobei diese Kosten im Rahmen der .bereits berücksichtigt würden . , 
Da entsprechend ein Teil des Warmwasserbedarfs als Bedarf für Unterkunft und Heizung an-
erkannt werde und nur aufgrund der erfolgten Absenkung auf einen angemessenen Betrag im 
Ergebnis eine vollständige Übernahm's der Wohnraumkoste'n nicht in Betracht komme, könne 
ein Mehrbedarf nicht gewährt werden. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 18. Juni 2014 wies .derBeklagte den WidersprlJch .des Klägers 
gegen den Bescheid vom 5. Juni 2014 zurück, mit dem ein beantragtes Darlehen zum Aus-

. gleich des Girokontos beantragt worden war. 

Mit Bescheid vom 25. Juli.2014 ,bewilligte der Beklagte dem Kläger Leistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhalts nach dem SGB " für den Zeitra.um vom 1. September.2014 bis zum 28. 
Februar 2015 unter, von Kosten der. Unterkunft und i1eizung Höhe von 
471,90 Euro (346,61 Euro nettokalt, 23,84 Euro Heizkostenqnd1 01 A1?Euro Betriebskosten). 
Den hiergegen eingelegten Widerspruch wies der Beklagte mit Widerspruchs bescheid vom .. 
12. September 2014 als unbegründet zurück. Unter dem 15. September 2014 erhob der Klä-
ger Klage gegen den Bescheid vom 25. Juli 2014 in Gestaltdes WidersprLichsbescheids vom 
12 .. September 2014 vor dem Sozialgericht Berlin; die ' unter dem AktenzeiChen S 185 AS 
22210/14 registriert wurde. 

Mit Beschluss vom 20. Oktober 2015 hat das .. Gericht das Verfahren zum Aktenzeichen S 185 
AS 22210/14 zum hiesigen Verfahren verbunden. 

Der Kläger ist der Ansicht, die Ermittlung der angemessenen Kosten der Unterkunft und Hei-
zung sei feh!erhaft,und decke das verfassungsmäßig garantierte Existenzminimum nicht ab. 

, ' 

Der Kläger behauptet, sich vielmals um eine kostengünstigereWohnung bemüht zu haben, 
. dabei aber zah'lreiche Äbsagen erhalten zu haben. 

Nachdem der Kläger mit Schreiben vom 15. Juli 2014 die Klage dahingehend ,erweitert hat, 
(neuer Antrag zu 4)) den Beklagten, unter Änderung des Bescheids vom 14. April 2014 in Ge-
stalt des Widerspruchsbescheids vom 18. 'Juni 2014 (W95504-04145/14 verurteilen, die 

, Kosten aus der Gasendabrechnung vom 18. März 2014 in Höhe von 503,58 Euro zu b'ewilli-
gen, weiter (neuer Antrag zu 5)) den Beklagten unter Änderung des Bescheids vom 22. Mai 
2014 in Gestalt desWiderspruchsbescheids vom 18. Juni 2014 zu verur-
teilen, die übernahme der ,Kosten aus der Stromendabrechnung vom 5. März 2014 in Höhe 
von 101,79 Euro zu bewilligen, weiter (neuer Antrag zu 6)) den Beklagten unter Änderung des 
Bescheids vom 10. Juni 2014 in ,Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 23. Juni 2014 

, . - ', .' . . ' 

(W95504-03989/14) zu verurteilen,auf der Grundlage des Überprüf:ungsantrags für die Leis-
tungsperioden ab 2011 den Mehrbedarf für Warmwasser zu gewähren und nachzuzahlen, 
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hilfsWeiseden Beklagten UntE?r Bescheids vom 10. Juni · 2014 in Gestalt des 
Widerspruchsbescheids vorn 18. Juni 2014 (W95504-03988/14) zu verurteilen, dem Kläger 
ein Darlehen zum Ausgleich der aufgelaufenen Verbindlichkeiten zu bewilligen, hat der Kläger 
mit J.uli 2014 die Klageerweiterung · vom 15 .. . Julio 2014zurOckgenommen. 
Mit Schreiben vom 1.4. Januar 4Q15hater die Klage erneut umdie .ursprünglich zu 4) und 6) 
klageerweiterndgeltendgemachten Punkte erweitert,. mit Schreib.en vorn. 14. Juli 4015 hat er 
mitgeteilt, an letzterem Klageantragnicht mehr festzuhalten. 

Mit SChrei,ben vom 15. Dezember 2014 hat der Kläger seine Klage hinsichtlich der Verfas-
sungsmäßigkeit des Regelbedarfszurückgenommen. 

Der Kläger beantragt, 

den Beklagten unterÄnderung des Bescheids vom 29. Januar 2014 in Gestalt des Wi-
derspruchsbescheidsvom 6. März Fas$ungdes Än-
derungsbescheids vom 14. Mai 2014 sowie des Bescheidsvom25. Juli 2014 in Ge-
stalt desWiderspruchsbescheids . \/011112. September 2014 zu verurteilen, dem Kläger 
höhere Leistungen nach dem SGBllfür die Zeit vom 1. März 2014 bis 28. Februar 
2015 unter Berücksichtigung der tatsächlichen Kostem der Unterkunft und Heizung in 
Höhe vön monatlich 545,06 Euro zu bewilligen, sowie 

den des Bescheids vom 14. Mai 2014 in Gestaltdes Wider-
spruchsbescheids vom 18. Juni 2014 (W95504-04145/14)zu verurteilen, die Über-
nahmeder Kosten aus der Gasendabrechnung vom 18, . März 2014 in Höhe von 
503,58 Euro als weiteren Bedarf für den Monat April2Q14.zu bewilligen, sowie 

den Beklagten zu verurteilen, die Überrlahmeder Kosten aus der Gasendabrechnung 
vom 6. Mai 2014 in Höhe von 98,96 Euro als weiteren Bedarf für den Monat Mai 2014 
zu bewilligen. 

Der Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Für weitere Einzelheiten wird äuf den Inhalt der hiesigen Gerichtsakte sowie desbeigezoge-
'nen VerfahrensS156AS 17057/14 sowie BI. 441 bis 549'der Leistungsakte des Beklagten 

t 
verwiesen. 
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- . Die zulässige Klage ist im Umfang begrün.det. : 

1. . Der; Bescheid 'vom 29: Ja ffuar· 2014 . in Gestalt des Widerspruchs bescheids' Vom 6. 
März 2014 (W95504-00893/14)"in 'derFassung 'des Ändetungsbescheids vom 14. Mai' 2014 

. sowie der Bescheid vom 25. Juli 2014 in Gestalt desWiderspruchsbescheids vom '12. Sep-
·tember 2014 sind rechtswidrig und -verletzen -dem Klageriri 'seinen Rechten. Der Kläger hat 
Anspruch auf Übernahme der tatsächlichen Kosten der Unterkunft und Heizung für den Zeit-
raum vom 1. März 2014 bis zum 28. Februar 2015. Anspruchsgrundlage ist .§ 22 Abs: 1 S. 1 
SGB 11. Danach werden Bedarfe für Unterkunft "und H'eizung in der tatsächlibhen Auf-

-wendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind. 

a. Streitgegenständlichsind diesbezüglich die gesamten .Kosten der Unterkunft und Hei-
zung. Denn die mit den Bescheidengetrpffene bezieht sich auf die bewilligten Leis- '---./ 
tungen, nicht auf die für die Berechnung herangezogenen Berechnungsposten.Für den Zeit-

- raum vom 1. März. 2014 bis zum 31. August 2014 ergibt sich dies daraus, dass der Beklagte 
ausdrücklich eine Gesamtangemessenheitsgrenze für Kosten der Unterkunft und Heizung ge-
bildet hat. Für den Zeitraum 1. Septer:nber 2014 bis zum 28. Februar 2015 ergibt sich 
zwar aus den Berechnungsbögen zum aewilligungsbescreid v()m 25. Jull 2014, dass der Be-
klagte die Bruttökaltmiete in kompletter Höhe berücksichtigt hat und lediglich die Kosten der 
Heizung -nIcht ' in voller Höhe übernommen hat. ·· Aus dem ·Widerspruchsbescheidvom 12. Sep-

, tember 2014 ergibt sich aber, dass derBeklagte diese lediglich als Berechnungsposten in ei-

ne Gesaintangemessenheitsgrenze einstellt. Entsprechend sind diesbezüglich nicht nur die 
Heizkosten zu beurteilen mit der'Folge, dass die Brl.lttokaltmieteals fatsächlich Übernommen 
vorausgesetzt werden könnte. Denn die Kosten der Unterkunft und Heizung sind vom Beklag-
ten einheitlich festgesetzt worden, ohne dass diesbezüglich lediglich die Kosten der Heizung . . " , . - - \ J 

als isolierter Streitgegenstand angegriffen werden könnten. 

b. Zwar sind die tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung des Klägers 
nicht angemessen. Dies ermittelt sich wie folgt: 

aa. Der vom Beklagten herangezogene Angemessenheitsgrenzwert auf Basis der Woh-
nungsaufwendungenverordnung (WAV) ist nicht einschlägig. Die vom Heklagten angewendete 
WAV ,ist vorliegend nicht anwendbar, nachdem sie vomf;3undessQ?ialgericht (BSG, . Urteil vom 

t 
4. Juni 2014 - B 14 AS 53/13 R) in Bestätigung an das Landessozialgericht Berlin-
Brandenburg (LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 4. September 2013 - L 36 AS 1987/13 NK) 
für rechtswidrig und gemäß § 55a Abs. 5 S. 2 SGG für unwirksam erklärt wurde. Nach § 55a 
Abs. 5 S. 2 SGG ist diese Entscheidung für das Sozialgericht verbindlich. 
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Die Kammerisi in der eigenen 'schlüssigen 'Kö'nzepts (\;gl. hierzu BSG, 
'Urt. v. '22. 'September 2009,B4 AS 18/09 R)die in ' Berlin angemessenen KOsten für Unter-
kunft und Heiiung durch Auswertung der 'Mietspiegeldaten (vgl hierzu BSG, Urt.v, 19. Okto-
ber 2010, B 14AS 21t10Rytubestimmen. Daher ist einRÜckgriff aufWerte der bundesweit 
geltendenWohngeldtabelle nicht angezeigt; vgl: ' BSG,lJrteil\lOm ' 22. März 2012, B 4 AS 

, 16/11 R. 

Ncfch § 22 Äbs. ,1 S: 1 SGBII werden Bedarfe für Unterkunft und Heizung in 'Höhe der tat-
sächlichen Aufwendungen anerl<anntsoweit diese angemessen sind. Die 
prüfung setzt nach ,der,RechtspreChung des Bupdessozialgerichts (vgI.BSG; Urt. v. 19. Okto-
ber 2010 - B14.AS 50/10R, Rn. 26; B 14 AS 65/09 R Rn. 26; B 14 AS 2/10 Rj Rn. 20; zitiert 
Jeweils nach juris) eine Einzelfallprüfungvqraus und hat für die Unterkunftskosten sowie für 
die zu BSG, Urt. v: 7. November 2006, 87b AS18/06 R, 

sowie Urt.v. 2: Juli 2009, B 14 AS36/08 R, Rn. 18). Zusätzlich ist der Bedarf für die Warm-
, wasseraufbereitung ' zu übernehmen,l?ofern er angemessen ist. 

Nach Überzeugung der Kammer ist im vorliegenden Fall 

für einen 1-Persönen-Haushalteine Bruttokaltmiete von 349,50 Euro ' 
für einen 2-Personen-Haushalt eine Bruttokaltmiete von 4'19,40 Euro 
für einen '3-Personen-Haushalt eine Bruttokaltmiete von524,80 Euro 
für einen 4-Personen-Haushalt eine Bruttokaltmiete von 590,40.Euro 
für einen 5-Personen-HaLishalt eine Bruttokaltmiete von 685,00 Euro 
für eine'ri' 6-Personen-Haushalt eine Bruttokaltmiete von 753,50 Euro 
für einen7-'Personen-Haushalt eine Bruttokaltmiete Von 822,00 Euro 
für einen 8-Personen":Haushalt eine Bruttokaltmiete von 890,50 Euro ',. 

U . abstrakt angemessen. 

Der abstrakte Grenzwert, bis zu Welchem Heizkosten übernommen werden müssen, beträgt 
vörliegend72,92 Euro. Der Grenzwert, bis zu welchem Warmwasserkosten übernommen 
werden müssen, beträgt 31 Euro. 

(1) Nach der Rechtsprechung des BSG im Urteil vom 7. November 2006 -B 7b AS 18/06 
R -, von der abzuweichen die Kammer keinen Anlass sieht - ist zur Bestimmung der abstrak-
ten einer Wohnung das Produkt aus angemessener Wohnfläche und der 
Summe von angemessener Kaltmiete je Quadratmeter und angemessenen kalten Betriebs-
kosten. zu ermitteln. Letztlich kommt es darauf an, dass das Produkt aus Wohnfläche und 
Wohnstandard,das sich in der Wohnungsmiete niederschlägt, der Angemessenheit entspricht 
(sog. Produkttheorie, vgl. BSG, a.a.O.). 
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Im ersten Schritt ist zunächst die maßgebliche Größe zu bestimmen. Hierzu ist 
auf die anerkannte Wohnraumgröße für Wohnbereehtigte im sozialen Mietv,v0hnungsbau ab-
zustellen. Hinsichtlich der Qberlassung von gefördertem MiebNohnungsraum gilt §.27 Abs. 1 
bis 5 Wohnraumförderungsgesetz ,(WoFG) LV.m.§,5 Wohrlungsbindungsgesetz(WoBindG) . I, 
Wegen der maßgeblichen Wohnungsgröße verweist § 27, Abs 4 WoFGauf die nach § 10 
WoFG von den Ländern festgelegten Wohnungsgrößen. Da das Land Berlin zu § 10 WoFG 
keine' Ausführungsvorschriften erlassen hat, ist zur Bestimmung der örtlichen Angemessen-

. 'heitsgrenze an die (unveröffentlichten) Arbeitshinweiseder :Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklungvom 15.' Dezember 2004 (Mitteilung Nr: 8/2004 Vom 15. Dezember 2004, Hinweis 8) 
zu§ 5WöBindG 'und § ,27 WbFG anzLiknüpfen, die ihrerseits auf die zuvor ergangene Be-
kanntmachung der Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungswesen vom 20. Oktober 1995 öl 

(Amtsblatt fürBerlin Nr. 57 vom 1 O.November 1995, S. Danach darf an 
1-Personen:.Haushalte Wohnraum von bis zu 50qm und an 2-Personen-Haushalte Wohn-
raum von bis zu 60 qm überlassen werden (so für 1-Personen-Haushalte in BerlinBSG, Urt. v. 
19. Oktober 2010, B 14 AS 2/10 R"Rn. 17 und B 14 AS65/09 'R, Rn. 22f, sowie für 2-
Personen:'Haushalte in Berlin BSG,Urt. v. 19. Oktober 2010 - B 14 AS 50/10 R, Rn. 21 f.). 

Für Haushaltsgrößen ab drei Personen sehen die Arbeitshinweise keine Regelungen vor. 
Mangels landesrechtlicher Bestimmungen zu § 10 WoFG und § 5 Abs. 2 WoBindG ist daher 
anzuknüpfen an die Richtlinie über die Förderung von eigen genutztem Wohneigentum - Ei-
gentumsförderüngssätze 1999 - vom 25. Mai 1999 (Amtsblatt für Berlin Nr. 39 vom 30. Juli 
1999, S. 2918 ff.; 'im Folgenden EFS) sowie die Richtlinien für den geförderten so-
zialen Wohnungsbau in Berlin - Wohnbauförderbestimmungen 1 - vom 16. Juli 1990 
i.d.F. der Verwaltungsvorschriften zur Änderung der Richtlinien für den öffentlichen geförder-
ten sozialen WO,hnungsbau in Berlin vom 13. Dezember 1992 (Amtsblatt für Berlin Nr. 40 vom 
9. August 1990, S. 1379 ff. und Nr. 4 vom 22. Januar 1993, S. 98 ff.; im Folgenden WFB). 
Dem stehen die Entscheidungen des BSG vom 19. Oktober 2010 - B 14 AS 10102 R, B 14 AS 
65/09 Rund B 14 AS 50/10 R..;.. nicht entgegen, da das BSG über ,die angemessenen Kosten 
der Unterkunft in Berlin für Haushalte ab 3 Personen bisher nicht entschieden hat. Die Kam-
mer hält es daher - in Abweichung vom Konzept der WAV -für sachgerecht,ihrer Entschei-
dung die inhaltsgleichen Größenmaße der für den Erwerb von Wohnungen geltenden Best-
immungen der EFS und WFB zugrunde zu legen. ' Die Anwendung der leicht höheren Werte 
rechtfertigt sichdaraus,dass nach dem Mietspiegel 2013 nur 7.700 in der Geltungszeit der 
aktualisierten V9rschrift errichtete Wohnungen insgesamt 293.:100 Wohnungen gegenüber-
stehen, die zWischen 1973 und 1991 errichtet wurden. Zur weiteren Begründung der Geeig'-
netheit der genannten Richtlinien für die Bestimmung der angemessenen Wohnungsgröße 
wird auf die AusfCIhrungenvon Schifferdecker/lrgang/Silbermann, Einheitliche Kosten der Un-
terkunft in Berlin - Ein Projekt von Richterinnen und R.ichtern desSozialgerichts Berlin, in Ar-
chiv für Wissenschaft und Praxis der sozialen Arbeit Nr. 1/2010, S. 31 ff: verwiesen. 
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'Danach ist in 'Berlin grundsätzlich für, 

1 Person eine Wohnung mit einer Gesamtwohnfläche bis' höchstens 50 qm, 
2 Personen eine Wohnung mit einer Gesamtwohnfläche bis höchstens 60 qm 
3 Personen eine Wohnung mit einer Gesamtwohnfläche bis höchstens 80 qm 
4 Personen eine Wohnung bis . höchstens 90 qm 
5 Personen Wohnung mit einer Gesamtwohnfläche .bis höchstens 100 qm 
6 eine Wohnung mit einer Gesamtwohnfläche bis höchstens 110 qm 
7 Personen eine 'Wohnungmit einer Gesamtwohnfläche bis höchstens 120 qm 
8 Personen eine Wohnung mit einer Gesamtwohnfläche bis höchstens 130 qm, . 

angemessen. 

In einem zweiten Schritt ist der Wotinstandard festzustellen, wobei dem Hilfebedürftigen ledig-
lich ein einfacher und im unteren Segment liegender Ausstattungsgrad der Wohnung zusteht 
(so zuletzt BSG, Urteile v. 19.10.2010, B 14 AS 50/10 R, Rn. 25; B 14 AS' 65/09 R, Rn. 25; B 
14 AS 2/10 R, Rn. 19). Als Vergleichsmaßstab ist regelmäßig die Miete am Wohnort heranzu-
ziehen. 

Zur Bestimmung des angemessenen Mietzinses stützt sich die Kammer auf den örtlichen, 
gemäß den §§ 558c und 558d Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) qualifizierten Mietspiegel des 
Landes Berlin 2013 (Amtsblatt für Berlin 2013, Nr. 21 vom 23. Mai 2013). Dieser Mietspiegel 
ist eine repräsentative Dateflerhebung über die in Berlin am1. 2012 üblicherweise 
gez;ahlten Mieten für verschiedene Wohnungstypen jeweilsvergleichbarer Art, Größe, Aus-
stattung, Beschaffenheit und Lage . 

. Als örtlicher Vergleichsraum ist dabei das gesamte Stadtgebiet Berlins heranzuziehen, weil es 
sich insoweit um einen ausreiphend großen Raum der Wohnbebauung handelt, der aufgrund 
seiner räumlichen Nähe; seiner Infrastruktur und insbesondere seiner verkehrstectinischen 
Verbundenheit einen insgesamt betrachtet homogenen Lebens- und Wohribereich bildet (so 
ausdrücklich BSG, Urt. v. 19. Oktober 2010, B 14 AS 50/10 R, ' Rn. i4; B 14 AS65/09 R, 

Rn. 24; B 14 AS 2/10 R, Rn. 18; juris). 

Bei der Bestimmung der tatSächlichen, im vorliegenden Fall angemessenen Kaltmiete greift 
die Kammer 'aufdie Datenfür Wohnungen in der einfachen Wohnlage zurück. Dabei können 
Hilfebedürftige jedOCh nicht auf Wohnungen verwiesen werden, welche entWeder nicht über 

1 ' 

ein Bad oder nicht über eine Sammelheizung verfügen. Aus diesem Grund berücksichtigt die 
Kammer die Werte der Spalten 1 und 3 des Mietspiegels für Ausstat-
tung sowie die in den Fußnoten zur Mietspiegeltabelle ausg,ewiesenen Abschläge auf die 
Spalten 1, 3, 5 und 6 für weit unterdurchschnittliche Ausstattungen nicht (vgl. zur weiteren Be-
gründung Schifferdecker/lrgang/Silbermann, a.a.O., S. 33 f.; bestätigend BSG, Urt. v. 
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19. Oktober 2010, B 14 AS 50/10 R, Rn. 29; B 14 AS -65/09 :,R, Rn. 31; , 8 ,14 AS 2/10 R, 
- 'i'--

,Rn. 24;juris). Ferner sind der B?r:chnung sodann die Mittel-, und nicht die Spannenoberwerte 
der einfachen yvohnlagezugrunde zu legen (ebenso BSG, Urt. v. 19. Oktober'2010, B 14 AS 
2/10 R, Rn. 27). 

Die Mittelwerte sind jeweils nach dem Verhält!lis der den Wohnungsangaben zugrundeliegen-
denWohnungsanzahl zuh'l insgesamt vom -Berliner , Mietspiegel erfassten :Wohnungsbestand 

, zu berücksichtigen (bestätigend. BSG, Urt. v. 19.10.2010; 814 AS 50/10 H, Rn. 32; B 14 AS 
65/09 R, Rh. 35; B 14AS 2/1Ö R, Rn. 27; Grundlagendaten Mietspiegel 2013, zur Veröffentli-
chung vorgesehen, ' siehe http://www.stadtentwicklung:berlin.de/wohnen/ mietspie-
gellde/downloads.shtml, zu den Details der Gewichtung anhand 'des Mietspiegels 2009 sowie 
zur Berücksichtigung der Berechnur:lgswerte für verschiedene Wohnungsgrößen vgl. Schiffer-
deckerllrgang/Silbermann, a.a.O., S.34 ff.) . 

Damit ergibt sich ein durchschnittlicher,abstrakt angemessener Kaltmietwert für Wohnungen ',-.-: 

, von 40 bis unter 60 qm vo'n monatlich 5,44 Euro/qm, 
von 60 bis unter 90 qm von monatlich 5,01 Euro/qm, 
ab 90 qm von monatlich 5,30 Euro/qm. 

Die Kammer hat sich nach Auswertung des Urteils des LSG im' Normkontrollverfahren zur 
WAV, a.a.O., schließlich versichert, dass sich 'auch bei signifikanter Ausweitung des einbezo-
genen Wohnungsbestandes durch ' Einb'eziehung von Wohnungen in mittlerer Wohnlage bei 
einem - wegen der besseren Lage dann vorzunehmenden -angemessenen Abzug vom 
Spannenmittelwert von 40 % keine Abweichung zu Gunsten der Leistungsberechtigten erge-

" ben würde. Einer Spar:lnenabweichung von 40 % entspricht zwei von fünf Merkmalgruppen, 
bei denen die wohnwertmindernden Merkmale betreffend die Ausstattung der Unterkunft und 

,o_hne Berücksichtigung von Sond,ermerkmalen überwiegen , (vgl. Orientierungswert für die 
Spanneneinordnung im Mietspiegel 2013, Amtsblatt für Berlin2013" Nr. 21 vqm 23. Mai 2013, 
S. 18). Die Berücksichtigung auch dieses der mittleren Wohnlage ergibt 
keine höheren Werte. 

In einem letzten Schritt sind in das Produkt die kalten Betriebskosten einzubeziehen. Zur rea-
listischen Abbi.ldung der kalten Betriebskosten greift die Kammer auf die 
ten und die sich daraus ergebenden Durchschnittswerte zurück (BSG, Urt. v. 19. Oktober 
2010, B 14 AS 2/10 R, Rn. 29). 

Die Kammer legt hierzu die ebenfalls im Auftrag der Senatsverwaltung für ,Stadtentwicklung 
; ermittelten Betriebskösten(vorauszahlungs)werte zugrunde, vgl. Gruhdlagendaten Mietspiegel 

2013, zur Veröffentlichung vorgelesenen, siehe http://www.stadtentwicklung.berlin.de/woh-
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--.,," nen/mietspiegel/de/downldads,.shtml, }abelle 5, "durchscfmittliche 'kalte Betdebskostenvoraus-
zahlu'n'gen zum Be'rHrie'r:Mietspiegei 2013"; a.a:Ö. 'Oie Daten e'nthalten Durchschnittswerte für 

, die für alle in 'den einzelnen Spalten angegebenen Wohnun-
gen. 

.--." 

Die Kammer hat, sich für eine, Betriebskostenwerte eptschieden, LJm so die 
, Verzerrungen bei der , Bildung eil'1es bloß arithmetischen Mittelwerts zu vermeiden (für eine 

Gewichtung ,der Betriebskostet;l hat das BSGin den Urteilen vom 19; Oktober 2010, B 14 AS 
50/10 R" Rn, 34; B 14 AS 65/09 R, Rn. 37; B 14 AS 2/10 R, Rn. 29, lediglich solange keine 

.gesehen, als nicht erkennbar sei, welcher zuverlässige "Mehrwert" sich daraus 
ableiten lasse). Die BeriinerMietspiegeiwerteweisen dieBesonderheit auf, dass die einzelnen 
Angaben jeweils sehr unterschiedlichen ' Anteilen ' entsprechen. Der hodiste Wert von durch-
schnittlichen kalten Betriebskosten gemäß den Grundlagendaten zum Mietspiegel 2013 von 

, I 
\...J 

1,88 Euro/qm für 1973 bis 1990 in Berlin (West) errichtete Wohnungen entspricht nur einem 
Anteil vQn 2,68 % der vom Mietspiegel erfassten ca. 1,2 Mio. Wohnungen bzw. einem Anteil 
von 3,06 % der für die hiesige Berectmung berücksichtigten Wohnungen (nach Herausrech-
nung der Wohnungen unterdurchschnittlichen Standards): Der niedrigste Wert von .1,32 Eu-
ro/qmfür bis 1.918 ,errichte Wohnungen betrifft, hingegen 23,03 % (bzw. 26,37%) der Woh-
nungen. Angesichts dieser Unterschiede würde gerade die Bildung eines arithmetischen Mit-
telwertes aus den Durchschnittswerten die Abbildung der tatsächlichen Aufwendungen ver-
hindern. Wegen der Einzelheiten der Gewichtung der in den Grundlagendaten enthaltenen 
Durchschnittswerte wird auf die Ausführungen von Schifferdeckerllrgimg/Silbermann, a.a.O., 
S. 37 ff. verwiesen. 

Danach ergeben , ,sich durchschnittliche, 'gewichtete kalte Betriebskosten von monatlich 
1,55 Euro/qm, 

Bei der BereChnung hat die Kammer nicht die addierten Werte zu einzelnen Betriebskostenar-
ten aus Anhang I zum Berliner Mietspiegel zugrunde gelegt (vgL Betriebskostenübersicht im 
Anhang I zum Berliner Mietspiegel 2013 - Amtsblatt für Berlin 2013, Nr. 21 vom 23. Mai 2013), 
Denn diese Angaben weisen Mittel-und Spannenwerte aller möglichen Betriebkostenarten auf 
und sollen eine Vergleichbarkeit mit den im EinzeifaliabgerechnetenKostenpositionenermög-
lichen. Esfailen jedoch nicht alle Betriebskostenarten in allen Haushalten an,so dass nur auf 
den angegebenen Durchschnittswert zurückgegriffen werden kann ' (vgl., Berliner Mietspiegel 

t 
2013, Anlage I, S. 26 rechte Sp., a.a.O.). 

Wie eingangs dargestellt, ergibt sich der hier maßgebliche Wert der abstrakt angemessenen 
Bruttokaltmiete aus dem Produkt von angemessener Wohnfläche und der Summe aus ange-
messener Kaltmiete und angemessenen kalten Betriebskosten Je Quadratmeter. Dies ergibt 
eine abstrakt angemessene Bruttokaltmiete pro Monat 
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für 1 Person von 50qmx 6;99 Euro (5,44 Euro -:+: 1,55 Euro) =-
" ,- . , . 'l ' ",' 

für 2 Personen von 60qm x6,99 Euro (5,44 Euro+ Euro) = 
für 3 80 qmx 6,56 Euro (5,01 Euro + 1,55 Euro) = 
für 4 Personen von 90 qm x 6,56 Euro (5,01 Euro + 1,;55 Euro) = 
für 5 Personen von 100 qm x 6,85 Euro (5,30 Euro + 1,55 Euro) = 
für6 Personen von 11()qm x 6,8S'Euro (5,30 Euro + 1,55Euro):: 

t 
- für '7 Personen von ; 120qm x 6,85 Euro (5,'30 Euro +1,55 Euro) = 

für 8 Personen Von 130 'qni x 6,85 Euro (5,30 Euro + 1 ,55 Euro)::: . 

349,50 Euro 
419,40 Euro 

Euro 
590,40 Euro 
685,00 Euro 
763,50 'Euro 
822,00 Euro 
890,50 Euro. 

(2) DefGrenzwert, bis, zu welchem Heizkosten übernommen müssen, beträgt vor-
Euro. Der Grenzwert, bis zu welchemWarmwasserkosten übernommen werden 

müssen, 'beträgt 31 Euro. 

Dies ermittelt sich wie' folgt: 

Nach der Entscheidung des: BSG im Urteil v. 2. Juli 2009 -8 14 AS 36/08 R -, ;von der abzu-
weichen 'die Kammerkeiilen Anlass sieht, können die Heizkosten nicht - wie die angemesse-
ne Bruttokaltmiete' - durch einen Rückgriff auf örtliche,durchschnittliche, für "einfache" Woh-
nungen anfallende Heizkosten bestimmt werden (BSG,a.a.O.). Die Angemessenheit der 
Heizkostenist gesondert zu ermitteln. 

Zur Bestimmung der Angemessenheit der Heizkosten sind zunächst die tatsächlichen Kosten 
für die Heizung mit einen Grenzwert abzugleichen, der kostspieliges oder unwirtschaftliches 
Heizen indiziert. Soweit die tatsächlich anfallendEm Heizkosten diesen Grenzwert nicht über-
schreiten, sind sie ' als angemessen anzusehen und vom Sözialleistungsträgerzu übernehmen 
(vgl. BSG, Urt. v. 2. Juli 2009, B 14 AS 36/08 R. Rn. 15, zitiert nach juris). 

- Als Grenzwert,mit dem_die tatsächlichen Heizkostenabzugleichen sind,gibt das BSG in sei-
nem Urteil Vom 2. Juli 2009 die ungünstigste VerbrauchSkategoriedes bundesweiten Heiz-
spiegels (wWw.heizspiegel.de.fürvergangeneJahre ·vgl. die Datenbank unter 
http://www.mieterbund.de)vor.solangekein entsprechender lokaler He;zkbstenspiegel exis-
tiert. Das BSGzieht in seinem Urteil von 2. Juli 2009 hierzu die Vergleichswerte für erd-
gas-und fernwärmebeheizte Wohnungen, gestaffelt nach der von der jeweiligen Heizungsan-
lage zubeheizendenWohnfläche heran, die hinsichtlich des Heizenergieverbrauchs zwischen 
"optimal", :durchschnittlich", "erhöht" und "zu hoch" unterscheiden. Der Grenzwert, den das 
BSG der Angemessenheitsprüfung zu Grunde legt, ist das Produkt aus dem Wert, . der sich für 

Haushalt des Hilfebedürftigen 'als abstrakt angemessene Wohnfläche .' ergibt und dem 
Wert für "zu hohe" Heizkosten bezogen auf dEm jeweiligen Energieträger und die Größe der 

. . . . , . 

Wohnanlage.lnsofern wird der Wert für zu hohe Heizkosten nur bezogen auf die angemesse-
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. -'/ ' , ne Quadratmeterzahl berücksj,ehtigt, Y'as bereits ein Korrektiv hinsiC::htlich der Höhe der Heiz-
kostendarstem, zugleich aber auch die Vergleichbarkeit der Heizkosten mit denen einer typi-

, ., scherweisea'ngenlessenen Wohnung ermöglicht: ' 

..--

Der seit Oktober 2009 !n Berlin ,bestehende lokale Heizspiegel (www.heizspiegel-berlin .de)" 
kann für die der ':lach dem SGB lIangem,essenenlokalenHeizkosten nicht ver-
wendet werden. Denn er ist. nicht repräsentativ. Die Datengrundlage bilden derzeit (nur) 
65.000 Wohnungen bei einem tatsächlichen Bestand von über 1.200.000 Wohnungen. Ferner 

' weist er maxiiJ1ale Spitzenwe'rte der im Dätenbestand ' enthaltenen Jahresverbrauche statt 
oberer Grenzwerte" aus. Schließlich ist der Berliner Heizspiegelklimabereinigt Dies ermöglicht 
zwar eine Vergleithbarkeitder Aufwendungen'für Heizkosten verschiedener Jahre,' bildet da-
mit jedoch keine konkreten' Kostenwerte der saisonal schwankenden Bennstoffpreise ab, da 
besonders kälte oder warme Winter al.ißer Betracht bleiben. Der auf einem Datenbestand von 
1,2 Mio. Wohnungen basierende, nichtklimabereinigte bundesweite Heizspiegel ist dagegen 
repräsentativ ' und zugleich dazu geeignet,' saisonale Brennstoffkostenschwankungen abzubil-
den. NlIr dieses Datenwerk ermöglicht mithin den Abgleich der konkreten Jahresheizkosten 
mit einem Grenzwert, oberhalb dessen Missbrauch indiziert ist. In serlin' ist daher aktuell der 
bundesdeutsche Heizkostenspiegel der Angemessenheitsprufung zugrunde ' Zu legen. 

Im vorliegenden Fall wird die Wohnung mit Erdgas beheizt. Die Heizungsanlage beheizt eine 
Gebäudefläche von insgesamt mehr als 1000 qm. Der nach dem "Bundesweiten Heizspiegel" 
für das Jahr 2014 maßgebliche Faktor für zu hohe Heizkosten beträgt somit 1 ,458 Euro je qm 
und Monat. mit der höchstens angemessenenWohnungsgröße von 50 qm für ei-
ne Person ergibt sich ein Grenzwert für angemessene Hei4kosten von 72,92 Euro je Monat. 

Vorliegend ist aber ergänzend zu berucksichtigen, dass die Gasetagenheizung des Klägers 
auch für die Erzeugung von Warmwasser zuständig ist, weshalb dem Heizkostenbedarf ein 
Bedarf für Warmwassererzeugung hinzugerechnet werden ' muss. 

Nach der Neufassung des SGB 11 durch das Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur 
Änderung des Zweiten und Zwqlften Buches Sozialgesetzbuch vom 24. März, 2011 werden ab 
1. Januar 2011 die Kosten der Warmwasseraufbereitung nicht mehr vom Hegelbedarf zur Si-
cherung des Lebensunterhalts umfasst, sondern als eigenständiger Bedarf gewährt, der bei 
zentraler 'Warmwasserversorgung gemäß § 22 Abs. f SGBII neben den Bedarfen für Unter-
kunft undf. Heizung anerkannt und bei dezentraler Warmwasseraufbereitung als Mehrbedarf 
gemäß § 21 Abs. 7 SGBII überhommen wird. Die Bedaife 'werden jeweils nu'dm angemesse-
nen Umfang übernommen, \/gl. § 21 Abs. 7 S. 2 letzter Halbsatz SGBII , was sich auch aus 
dem unmittelbaren Sachzusammenhang mit den Regelungen zu ' dem Bedarfen für Unterkunft 
und Heizung und deren Sinn und Zweck ergibt. 
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Für die Bestimmung der Angemessenheit Jehlt es - , wie ,bei den 
Heizkosten -- an einer gesetzlichen Regelung. NachAuffassung der Kc:immer sind in entspre-
chender Anwendung der Rechtsprechungsgruqdsätze zur Angemessenheit der Heizkosten 
(vgl. BSG, Urt. v. 2. Juli 2009, B 14 AS 36/08 R) die Warmwasserkosten mit einen Grenzwert 

, , 0 ' 

abzugleichen; der kostspieliges öder unwirtschaftliches Verbrauchsverhalten 'indiziert. Soweit 
die tatsächlich anfallenden VVarmwasserbereitungskosten diesen Grenzwert nich(überschrei-
ten; sind sie als ange'rilessen anzusehen und vömSozialieistungsträger zu übernehmen. 

Als Grer:'l,zwert, ist nach der , Kammer das Produkt aus doppelten Durchschnitts-
wert der KostenderWarmwasserbereitung nach der Berliner Betriebskostenübersicht und 
dem Wer:1:, der sich für d.en Haushalt des Hilfebedürftigen angemessene Wohn-
fläche ergibt, anzusetzen. Nach der Berliner Betriebskostenübersicht in Anlage I zum Miet-
spiegel2Q13 (Amtsblatt fürBerlin 2013, Nr. 21 vom 23., Mai 20P) fallen für die Warmwasser-
aufbereitung durchschnittlich 0,31 Euro/qm an. Zur angemessenen Wohnungsgröße wird auf 
die unter 1. verwiesen. Der anhanddes , doppelten Dl,Irchschnitts ermittelte 
Grel'lzwert trägt der ,Schwankungsbreite der Warmwasserkosten Rechnung und gewährleistet, 
dassunterkunftsbedingterhöhte Bedarfe noch als angemessen gelten (vgl. hierzu erehm/ 
Schifferdepker, Der neue Warmwasserbedarf im SGB 11, SGb 2011, ,505 ff.). 

Danach ergibt sich ein Grenzwert für den ,Warmwasserbedarf pro Monat 

. -
für 1 Person von 50 qm x 0,31 Euro/gm x 2 = 3'1,00 Euro 
für 2 Personen von 60 qm x 0,31 Euro/qm x 2 = 37,20 'Euro 
für 3 Personen von 80 qm x 0,31 Euro/qrn x 2 = 49,60 Euro ' 
für 4 Personen von 90 qm x 0,31 Euro/qm x 2 =55,80 Euro 
für 5 Personen von 100 qm x 0,31 Euro/qm x 2 = 62,00 Euro 

, für 6 Personenvon ,. 11 Oqm ,x 0,31 Euro/qm x 2 = 68,2Q Eur,o 
für 7 Personen von 120 qm x 0,31 Euro/qm x 2 = 74,40 Euro 
für 8 Personen von 130 qm x 0,31 Euro/qm x 2 = 80,60 Euro. 

Vor diesem Hintergrund ergibt sich ein kombinierter Grenzwert für Heiz;; undWarmwasserkos-
tsn in Höhs vön 72,92 Euro zzgl. 31 Euro =103,92 Euro. 

bb., der auch vom Beklagten vorgenommenen Wertung ist dieser. abstrakte 
jeweils aus sozialen Gründen E!ufgrunddes Alters des Klägers von 

über 60 Jahren um einen Zuschlag in Höhe von 10 % zu ,erhöhen. Die konkret angemessene 
,Bruttokaltmiete beträgt danach 349,50 Euro + 34,95 Euro=: 384,45 Euro, die konkrete Ange-
messenheitsgrenze für Heiz-und Warmwasserkosten beträgt 103,92 Euro :f:" 10,39 Euro, also 
114,31 Euro. 



, i 

"I 

u 

- 15 -

ce. Die tatsächlichen Kosten der Unterkunft und HeizUng 'beträgen vorliegend insgesamt, 
545,06 Euro, nämlich 346,61 'Euro 'nettokalt zzgl. Betriebskostenvorauszahlung in Höhe von 
101,45 Euro (= 44ß,06 Euro bruttokalt) und einer Heizkostenvorauszahlung in Höhe von 97 

. '" 

Euro pro Mon?t.Die Stromkostenvorauszahlungist in Höhe von 45 Euro pro Monat ist von der , . ' , . , W 

Regelleistung abgedeckt und nicht Teil der Kosten der Unterkunft und tjeizung; Wie aufge-
zeigt, ist ivorliegend eine Bruttokaltmiete in Höhe von 384,45 Euro konkret angemessen. Die 
tatsächliche Bruttökaltmiete von 448,06 Euro ist auf diesen angemessenen Betrag zu beg ren-

Die tatSächlichen Vorauszahlungen für _ Heizkosten .an die GASAG für den Betrieb der 
Gasetagenheizung betragen 97 Euro und sind nach den aufgezeigten -Maßstäben in voller 
Höhe zu übernehmen, 

c. ' Es kann ,zur Überzeugung der Kammer vorliegend aber nach § 22 Abs. 1 S. 3 SGB 11 
eine Kostensenkung nicht vorgenommen werden. 

Dem darf es nach §22"Abs. 1 S. 38GB 11 nicht unmöglich oder unzu-
mutbar sein, die Unterkunftskosten durch Wohnungswechsel, Untervermietung oder auf ande-

, -. . -. 

re _ Weise zu senken. An die Auslegung der unbestimmten Rechtsbegriffe der Unmöglichkeit 
und Unzumutbarkeit sind strenge Anforderungen zu stellen (BSG, Urteil vom 19. Februar 
2009 - B 4 AS 30/08 R; vom 20. August 2009 - B 14 AS 41/08 R; vom 23. August 2011 - B 
14 AS 91/10 R). Bei zutreffender Bestimmung der Angemessenheitsgrenze sind Möglichkeit 
und Zumutbarkeit umgehender und nachzuweisender Kostensenkungsbemühungen in aller 
Regel anzunehmen. Der Leistungsberechtigte hat allerdings Anspruch darauf, ' dass ' seinem 
grundsätzlich zu respektierenden Recht auf Verbleib in seinem -sozialen Umfeld ausreichend 
Rechnung getragenwird (BSG, Urteil vom 7. November 2006 - B 7b AS 10/06R). 

Der Kläger hat detailliert vorgetragen, sich bei zahlreichen Wohnungen beworben zu haben, 
o und eine entsprechende Aufstellung .:,Vorgelegt. Im Termin zur mündlichen Verhandlung hat er 

überzeugend vorgetragen, sich um die 500 Mal beworben zu haben und meistens überhaupt 
keine Antwort bekommen. Soweit er eine Antwort bekommen habe, sei ihm gesagt worden, 
dass er nicht in Frage komme, weil er einen Einkommensnachweis über drei Monate brauche, 
als Sozialleistungsempfänger diesbezüglich aber unattraktiver sei im Vergleich zu anderen 

-Bewerbern. 

Die Kammer hält diese Aussagen aufgrund der eigenen Erfahrungen des Gerichts sowie auf-
grund der Ertfahrungenaus anderen Verfahren dahingeher:td für glaubhaft, dass auf dem Ber-

" '. 
liner Wohnungsmarkt zwar Angebote auch im hier einschlägigen Segment gegeben sind, 
aber, aufgrund des kontinuierlichen Zuzugs von Personen von außen, der Binnenfluktuation 
sowie der bestehenden Wohnungsknappheit in Ballungsgebieten ein großer Konkurrenidruck 

' ) 

besteht, der es insbesondere Sozialleistungsempfängern einerseits' und, älteren Menschen 
andererseits schwierig macht, sich gegen attraktivere und besser bezahlte Mitbewerber 
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durchzusetzen. Vor diesem Hintergrund ,geht die Kammer der Schilderungen des 
, - . , , , - :. ,--".- '" , ..",;.. 

Klägers davon aus, dass ihm ein Umzug nicht möglich war. 

2. Der Kläger hat zudem Anspruch auf Übernahme der Nachzahlul)g für den Zeitraum 12. 
, . ' " , ' , .", ',; ' .", ' . .." G 

März 2013 bis 17. März 2014. Der diesbezügliche Bescheid vom 14. Mai 2014 inGestalt des . . '} -

vom 18. Juni2014 ist rec'htswidrig und verletzt den Kläger in seinen 
Rechten . 

. Der Bescheid vom 14. Mai 2014 in Gestalt des WiderspruchsbesCheidsvom 18: Juni 2014 
(W-95504;';Ö4145/14) ist nach § 96 SGG Gegenstand des hiesigen Verfahrens geworden. 

a. Einzig in Betracht kommende Anspruchsgrundlage für die Übernahme der Nachzah-
lungsforderung ist § 48 1 SGB X iV.m. § 22 Abs. 1 S. 1 SGB 11 ZU. ' NaCh § 48 Abs. 1 
SGB X ist ein Verwaltungsakt, hier der Bescheid vom 29. Januar 2014 in der Fassung des 
Änderungsbescheids vom 14. Mai 2014, mit dem dem Kläger Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts nach dem SGB 11 vom f März 2014 bis' zum 31. August 2014 gewährt wer-
den, mit Wirkung für die Zukunft aufzuheben, soweit 'in den tatsächlichen oder ' rechtlichen 
Verhältnissen, die bei seinem Erlass vorgelegen haben, eine wesentliche Änderung eintritt. 
DerVerwaltungsakt soll nach § 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X aufgehoben werden, soweit die Än-
derung zugunsten des Betroffenen erfolgt. 

Mit der Geltendmachung der Betriebskostennachforderung durch den Vermieter ist eine 
rechtserhebliche Änderung der tatsächlichen Verhältnisse eingetreten. § 22 Abs. 1 SGB II er-
fasst ·:nicht nur laufende, sondern auch einmalige Kosten für Unterkunft und Heizung (BSG, 
Urteil vom 06. April 2011, B 4 AS 12/10 R; Urteil vom 16. Dezember 2008, B 14/7b AS58/06 
R). Soweit eine Nachforderung in einer Summe fällig wird, ist sie als tatsächlicher, aktueller 
Bedarf im Zeitpunkt ihrer Fälligkeit zu berücksichtigen, nicht aber auf längere Zeiträume zu 

(BSG, U'rteil vom 06. April 2011, B 4 12/10 R; BSG, Urteil vom 15. ÄpriI2008). 
Nachzahlungen gehören demzufolge zum aktqellen Bedarf im Fälligkeitsmonat (BSG, Urteil 
vom 06. April 2011, B4 AS 12/10 R; Urteil vom 22. März 2010, B 4 AS 62/09 R). 

b. Ob sich daraus der Höhe nach ein (weitergehender) Anspruch aus§ 22 Abs. 1 S. 2 
SGB II ergibt, richtet sich allerdings nach der Angemessenheit der Kosten der Unterkunft im 
Zeitraum, der der Nachzahlung zugrunde liegt. Durch diese Trennung von Fälligkeitszeitpunkt 
und Angemessenheitszeitraum (vgl. BSG, Urteil vom 6. April 2011 , B 4 AS 12/10 R) soll ver-

t " ! 
hindert werden, dass im Nachhinein noch Kosten für eine Wohnung übernommen werden 
müssen, die bereits zum Zeitpunkt der laufenden Mietzahlungen als Unange'messen hoch er-
kannt worden waren . 

Die Beurteilung folgt nachfolgenden Grundsätzen. ' 
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aa. War im Zeitraum,aufden sigh die Nachzahiung' beZieht, noch keine Deckelung der 
Kosten der-:Unterkunft und Heizung aufden nach §22 Abs. f s. f SGB lIangemes'senen Be-
trag erfolgt, sind die der Nachzahlungsaufforderung ,in v911er - bzw., falls 

, " 

die Deckelung erst im Laufe des entspr.echendel1 Zeitraums erfolgti§t, jedenfalls anteiliger -
Höhe zu übernehmen. 

bb. Nach Ansicht der Ka'mmer sind in dein Fall; in ,dem sich die Abrechnung aLifeineh Zeit-
' raum bezieht, in dem Kostender Unterkunft Und Heizuhg auf einen 'als angemessen 'erkann-
ten Betrag-begrerittwLirden,Nachzahlungem nur inder Höhe zu übernehmen, soweit sich bei 
einer Gesamtbetrachtung"der Gesamtkosten aus derjeweiligen Abrechnung diese als noch 
angemessen darstellen (siehe sogleich Punkt (1)) und soweit sie nicht bereits als Vorauszah- ., 
lungen angefallen bzw.geschuldet waren' (siehe sogleich Punkt (2)). 

Wie Nachzahlungen für Betriebs- und Heizkosten für solche Zeiträume, für die bereits eine 
Begrenzung der' Kosten auf einen angemessenen Betrag "stattgefunden' hat, zu behandeln 
sind , ist umstritten und wird verschieden behandelt. 

(1) Nach hiesiger Ansicht ist für Zeiträume, in denen eine Deckelungder Kosten der' Un-
terkunft und Heizung auf einen angemessenen Betrag erfolgt ist, in einem ersten Schritt zu 
ermitteln, ob und inwieweit die sich aus der Abrechnung ergebenden Gesamtkosten noch als 
angemessen darstellen. 

Soweit eine andere Rechtsansicht davon ausgeht: dass für Zeiträume, in denen eine becke-
lung erfolgt ist, überhaupt keine Nachzahlungen mehr 'zu übernehmen seien, ,weil die Mieter 
bereits gewarnt gewesen seien, dass ihre Kosten zu hoch sind, kann dies nach Ansicht der 
Kammer nicht uberzeu'gen. Diese Ansicht berücksichtigtzum einen zu wenig, dass die Fest-
setzung der Vorauszahlungen durch den Vermieter erfolgt und es entsprechend darauf an-
kommt, ob sie zutreffend wurden oder sehr hoch oder niedrig angesetzt wurden. 
So kann es sein, dass durch die Festlegung sehr hoher Vorauszahlungen eine Wohnung als 
unangemessen erkannt wird und für diese Wohnung keine Nachzahlungen mehr übernom-
men würden, während durch die Festlegung sehr niedriger Vorauszahlungen keine Deckelung 
erfolgen würde und hier die Nachzahlungen vollständig zu übernehmen sein würden, obwohl 
im Ergebnis ggf. Kosten in ähnlicher Höhe angefallensinq. Zum anderen berÜCksichtigt sie zu 
wenig, dass zur Ermittlung der Angemessenheit der Kosten, der. Unterkunft und Heizung eine 
Trennung nach Betriebs- und Heizkosten erfolgen muss. Bei Abstellung auf diereine Tatsa-
che der Deckelung wäre eine entsprechende Differenzierung nicht gegeben. 

,(2) In einem zweiten Schritt ist nach hiesiger, Ansicht für den Fall der (teilweisen) Ange-
messenheit der sich aus der Abrechnung ergebenden Gesamtkosten ,derjenige Teil zu über-
nehmen, der sich aus der Differenz der Gesamtkosten (bis zur Angemessenheitsgrenze) zu 

, 
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den mietvertraglichgeschuldeten .Vorauszahlungen ergipt (so auch Kaniess/Schifferdecker, 
-;: • . , - .. _. -'. - .. _. ' -' ,,? _ - :-.s • '.' ; '" 

Angemessenheit von Nebenkostennachforderungen im SGB 'II, NZS, 2015,,936). , 

Dies ergibt sich nach Ansicht' der' Kammer daraus, 'dass des jeweiligen Verfah-
.. ' . ,.. ." ' " . ' ' ,. . " . . 

rens lediglich die Frage der Ubernahmen von Nachzahlungen ist, also desjenigen Teils der 
Miete, der sich aus einer ex post erfolgenden Berechnung nach Abrechnung der Jeweiligen 
Nebenkostenergib1. Diese Nach;z'ahlung stellt aber; wie aufgezeigt, einen Bedarf im Monat 
per Fälligkeit dar; Nictlt Gegenstand ·des jeweiligen Verfahrens sind die mietyertraglich ge-
schuldeten Vorauszahlungen. Diese waren als. Beda.rf im jeweiligen Abrechnungszeitraum zu 
berücksichtigen. Sofern die Vorauszahlungen aufgrurid einer Begrenzung . auf einen ange-
messenen Teil nicht vollständig übernommen worden sind, Ist die Frage der Übernahmefähig-
keit in einem Verfahren zu klären" welches den Bedarf im Abrechnungszeitraum zum Gegen-
stand hat (so LE. Kaniess/Schifferdecker a.a.O.) 

Soweitnach anderslautender Ansicht derjenige Teil der Nachzahlung zu übernehmen ist, der '---" 
sich aus der Differenz der Gesamtkosten .. (bis zur Angemessenheitsgrenze) ·. zu demjenigen 
Teil der Kosten der Unterkunft und Heizung ergibt, der vom Jobcenter bereits übernommen 
wurde, so folgt die Kammer dem nicht (mehr). Zwar findet auch in diesem FallkeineVermi-
schung der Streitgegenstände im dargestellten Sinne statt, da in die bestandskräftigen Verfü-
gungssätze der Bescheide aus dem Abrethnungszeitraum nicht eingegriffen. Wird, Sondern 
lediglich im Rahmen der Nachzahlungsübernahme als Berechnungsposten berücksichtigt 
wird, in welcher Höhe eine Übernahme der jeweiligen Kosten bereits stattgefunden hat. 
Gleichzeitig ist aber eine Überlappung der Gegenstände dahingehend möglich, dass sowohl 
Nachzahlungsanspruch als auch die Frage der Übernahmefähigkeit der Kosten der Unterkunft 
und Heizung im zugrundeliegenden Abrechnungszeitraumstreitbefangen und bei Gericht an-
hängig sind. In diesem Falle hinge die. Frage, Teil Kosten vom Jobcenter als Be-

für den Abrechnungszeitraum bereits übernommen worden ist, vom Ergebnis des Verfah-
welches sich auf den Abrechnungszeitraum bezieht, ab. Die hier bevorzugte Lösung 

. . 

vermeidet diese Vermischung von vornherein. 

c. ' Nach diesen Maßstäben hat der Kläger einen Anspruch aus§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB 11 
auf Übernahme der Nachzahlung in voller Höhe. Dabei ' kann dahinstehen, ob die für den 
nachfolgendeh Ze'itraum angenomrneneUnmöglichkeit der Kostenabsenkung auf ein ' ange-
messemes Maß auCh schon im vorhergehenden Zeitraum, auf den sich die Abrechnung be-
zieht, bestand; . 

aa. Die tatSächlichen, in der Gasabrechnung enthaltenen Heizkosten sind angemessen. 
Auszugehen ist von einem tatsächlichen Gasverbrauch in Höhe von 1.159,58 Euro laut Rech- " 
nung vom 18. März 2014, geteiltdurch 12 Monate, also 96,63 Euro monatlich. Nach den oben 

-, 

dargelegten Grundsätzen unter Zugrundelegung des Heizspiegels für das Jahr 2013 ist im 



, '" ; 
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. von einer angeme$senen 'SrlJttokaltmiete, in Höhe von 349,50 Euro zzgl. 10 % = 
\ .' - , "'" 

384.1Fi: Euro und angemessenen Kosten für · Heizuqg· und· Wa,rmwasserversorgLing .in Höhe 
'. Euro + 3.1 Euro zzg,1. 10 ro = 107,89 Euro aus-

. ', '(zugehen. 

Abrechnung sindNorauszahlungen in Höhe von 656 
Euro geleistet wordeh. Wie 'vomKlä'gerim Veriaufde'rmündlicheh Verhahdlung pläusibel be-

. ". . 
gründet, handelt es sich trotz ursprünglich geschuldeter Abschläge von 82 Euro pro Monat 
aufgrund einer Absenkung der Abschl.äge .seinerseits um die vollständige Voraus:zahlung , 

Nach Abzug des Vorauszahlungsbedarfs besteht ein (angemessener) zu übernehmender 
Nachzahlungsbedarf in Höhe von 1.159,58 Euro - 656 Euro = 503,58 Euro. 

3. Der Kläger hat zudem Anspruch Übernahme der Nachzahlung für dem Zeitraum 18. 
U März 2014 bis 30,,?\priI2014 aus der Abrechnung vom 6, Mai 

Nach den oben genannten Maßstäben ist von dem Nachzahlungsbetrag in Höhevön 98,96 
Euro der Vorauszahlungsbedarf in Höhe von 97 Euro aQzlJziehen, der bereits mit den oben 

Kosten der Unterkuriftund Heizung in HÖheabgegolten ' ist. Es 
verbleibt der Nachzahlungsbetragin Höhe von 1,96 Euro, 

.. 
." Die diesbezügliche erfolgt deklaratorisch. Denn . die abgezogenen 97 Euro 

sind durch die oben zugesprochenen Kosten der Unterkunft und Heizung als Vorauszah-
lungsbedarf abgegolten, weshalb der Kläger diesen Betrag zwar nicht über die Nächzahlung 
erhält, aber über den zugesprochenen Vorauszahlungsbedarf. Ein entsprechendes' Unterlie-
gen liegt insofern zwar bezogen auf den Streitgegenstand, nicht aber in Summe vor. 

V 4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG und folgt dem Ergebnis ·derHäuptsache. 
Soweit zurückgenommen wurde, sind diese Beträge jeweils im Verhältnis 

-.. - -' , . 
zum Gesamtstreitwert unfergeordneter Natur, weshalb die Kammer es für billig erachtet, dem . " 

Beklagten die volle Kclstenerstattung aufzuerlegen. 

Die Berufung ist zulässig, da der Streitgegenstand den in § 144 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGG ge-
nannten Wert von 750 Euro übersteigt. 

Darüber hinaus: wurde die Berufung (für den Fall der begrenzten Berufungseinlegung, im Üb-
rigen deklaratorisch) für zulässig erklärt, da die Frage nach der Übernahme einer Heizkosten-
abrechnung umstritten und höchstrichterlich nicht geklärt ist und damit grundsätzliche Bedeu-
tung hat, § 144 Abs. 2 Nr. 1 SGG. 
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Rechts m itt<;,1 be h ru ng 
-, _J Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden. ..t. .. rt;';f,\ .); 

. _, " , ., '" dtt V;w 
Die Berufung isfinne'rhalb eines Monats nach Urteils bei dem-Landessozia 
lin-.Brandenburg, Försterweg 2 - 6, 14482 Potsdam, schriftlich, in elektrqpischer Form oder v 

Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle einzulegen, 

Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die 'Berüfurig ' innerhalb der Monatsfrist bei dem Sozialgericht 
Serlin , Invalioenstraße 52; 1q557 Berlin, in ,elektronischerFormoder mündlich zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt wird : ' ' ,' , 

Die Berufungsschrift muss innerhalb der bei einem dervorgenannten Gerichte eingehen, 
Sie soll das angefochtene 'Urteil bezeichnen; einen bestimmten Antrag ' enthalten uno cM zur Begrün-
dung der Berufung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. 

Auf Antrag' kann vom'Soifalgericht durch Beschluss die Revision zum Bundessozialgericht zugelassen 
werden, wenn der, Gegner schriftliCh zustimmt. Der Antrag .auf Zulassung der Revision ist innerhalb ei-
nes Monats nach Zustellung des Urteils bei dem Sozialgericht Berlin schriftlich oder in elektronischer 
Form zu:slellen. Die Zustimmung des Gegners ist dem beizufügen, 

Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision. durch Beschluss ab, sobeginntmit der 
Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der Beru'fungsfrist von neuerri, sofern der' Antrag auf Zulas-
sung der Revision in der gesetzlichen Form und Frist gestellt und die Zustimmungserklärung des Geg-
ners beigefpgt war . 

. Die elektronische Form wird durch eine qualifizierte signierte Datei gewahrt; die nach den :Maßgaben 
der Verordnung qber den elektronischen Rechtsverkehr mit.der Justiz im ,Land Berlin vom 27. Dezem-
ber 2006' (GVBL S, 1183) i. d, F. vom 9, Dezember 2009 (GVBL S, 881) bzw, der Verordnung über den 
elektronischen Rechtsverkehr im Land Brandenburg VOm 14. Dezember' 2006 (GVBI.II S .. 558) i, d, F, 
vom 1, Oktober 2007 (GVBI. 11 S, 425) in die elektronische Poststelle des jeweiligen Gerichts zu über-
mitteln ist Nähere Hinweise zu den Kommunikationswegen für den elektronischen Rechtsverkehr kön-
nenunter den Internetadressen WwW,berlin,de/sen/justizlaktuell/erv bzw. :wwW,erV:brandenburg.de ab-
gerufen werden, 

Der Berufungsschriftund allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden. ' 

S  


